
1ORDENTLICHE HAUPT VERSAMMLUNG DER THE SOCIAL CHAIN AG AM 21.  JUNI 2023

Bericht des Vorstands zu  
Tagesordnungspunkt 8

Derzeit steht der Gesellschaft ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 
7.536.319,00 zur Verfügung. Der Gesellschaft soll wieder ein umfassender 
Spielraum für genehmigtes Kapital in Höhe des gesetzlich zulässigen 
Höchstvolumens von 50 % des bestehenden Grundkapitals in Höhe von 
EUR 15.755.343,00, mithin in Höhe von EUR 7.877.671,00 zur Verfügung 
gestellt werden. Hierdurch soll es der Gesellschaft auch weiterhin möglich 
sein, jederzeit sich rasch bietende Geschäftschancen wahrzunehmen.

Das neue Genehmigte Kapital 2023 soll es der Gesellschaft ermöglichen, 
kurzfristig und umfassend das für die Fortentwicklung des Unternehmens 
erforderliche Kapital an den Kapitalmärkten durch die Ausgabe neuer 
Aktien aufzunehmen und flexibel und zeitnah ein günstiges Marktumfeld 
zur Deckung ihres künftigen Finanzierungsbedarfs zu nutzen sowie rasch 
und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende 
Gelegenheiten reagieren und Möglichkeiten zur Unternehmenserweite-
rung nutzen zu können und hierbei insbesondere auch die Möglichkeit 
zu schaffen, neue Aktien zu emittieren, die in Form von an der New Yorker 
Börse (New York Stock Exchange) oder an der Wertpapierbörse NASDAQ 
notierten American Depositary Shares („ADS“) verbrieft werden können. 
Da Entscheidungen über die Deckung des künftigen Kapitalbedarfs der 
Gesellschaft in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die 
Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptversamm-
lungen oder von der langen Einberufungsfrist einer außerordentlichen 
Hauptversammlung abhängig ist. Diesen Umständen hat der Gesetzgeber 
mit dem Instrument des genehmigten Kapitals Rechnung getragen. Grund-
sätzlich haben die Aktionäre der Gesellschaft ein Bezugsrecht auf neu 
auszugebende Aktien, d. h. jeder Aktionär hat ein Recht auf den Bezug 
von neuen Aktien in einer Anzahl, die seiner bisherigen Beteiligung am 
Grundkapital der Gesellschaft entspricht. Die Ermächtigung sieht vor, dass 
die neu auszugebenden Aktien bei einer Kapitalerhöhung gegen Barein-
lagen auch von einem oder mehreren inländischen Kreditinstitut(en) oder 
einem oder mehreren nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen ausländischen 
Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den 
Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. Hierbei handelt es sich 
nicht um eine Einschränkung des Bezugsrechts, da dem Aktionär mittelbar 
die gleichen Bezugsrechte gewährt werden wie bei einem direkten Bezug. 
Aus abwicklungstechnischen Gründen wird mindestens ein inländisches 
Kreditinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges ausländisches 
Unternehmen zwischengeschaltet, das die Zeichnungswünsche der 
Aktionäre entgegennimmt und nach Durchführung der Kapitalerhöhung 
die Aktien gegen Zahlung des Bezugspreises an die bezugsberechtigten 
Aktionäre ausliefert. 

Der Beschlussvorschlag sieht eine Ermächtigung zum Ausschluss des 
bei Ausnutzung von genehmigtem Kapital grundsätzlich bestehenden 
Bezugsrechts der Aktionäre für bestimmte, im Beschlussvorschlag im 
Einzelnen aufgezählte Zwecke gemäß den hierfür maßgeblichen gesetz-
lichen Vorschriften vor. Nach Ansicht des Vorstands und des Aufsichtsrats 
ist diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
unter Gewichtung und Abwägung sämtlicher Umstände aus den nach-
folgend erläuterten Gründen sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären angemessen. 

a) Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für die Verwertung 
von Aktienspitzen ist erforderlich, um bei einer Kapitalerhöhung in 
jedem Fall ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können, 
und dient somit nur dazu, die Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
mit runden Beträgen zu ermöglichen. Spitzen entstehen, wenn infolge 
des Bezugsverhältnisses oder des Betrages der Kapitalerhöhung nicht 
alle neuen Aktien gleichmäßig auf die Aktionäre verteilt werden kön-
nen. Ohne diese Ermächtigung würde insbesondere bei einer Kapital-
erhöhung um einen runden Betrag die technische Durchführung der 
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Kapitalerhöhung erschwert. Die Kosten eines Bezugsrechtshandels 
für die Aktienspitzen stehen in keinem Verhältnis zum Vorteil für die 
Aktionäre. Die durch den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre für die Spitzen entstandenen bezugsrechtsfreien neuen Aktien 
werden entweder durch Verkauf über die Börse (wenn möglich) oder 
in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 
mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf 
Aktienspitzen gering. 

b) Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen 
gegen Sacheinlagen soll vor allem den Erwerb von Unternehmen, 
von Unternehmensteilen und von Beteiligungen an Unternehmen 
gegen Gewährung von Aktien ermöglichen. Oftmals wird bei der-
artigen Transaktionen von Seiten des Verkäufers eine Gegenleistung 
in Form von Aktien an der Gesellschaft verlangt. Ebenso kann es 
aufgrund einer besonderen Interessenlage der Gesellschaft, ins-
besondere zur Schonung der Liquidität, geboten sein, dem jewei-
ligen Verkäufer neue Aktien an der Gesellschaft als Gegenleistung 
für ein Unternehmen, einen Unternehmensteil oder eine Unterneh-
mensbeteiligung anzubieten. Gerade in Zeiten knapper liquider 
Mittel und grundsätzlich erschwerten Bedingungen der Fremdka-
pitalbeschaffung in verschiedenen Industrien können Aktien aus 
genehmigtem Kapital eine sinnvolle Gegenleistung darstellen.  
 
Mittels des genehmigten Kapitals kann die Gesellschaft bei sich 
bietenden Chancen schnell und flexibel reagieren, um in geeig-
neten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile oder Betei-
ligungen an Unternehmen gegen Ausgabe neuer Aktien zu 
erwerben. Die vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht den 
Erwerb gegen Ausgabe von Aktien an der Gesellschaft und gleich-
zeitig eine Stärkung der Eigenkapitalbasis der Gesellschaft.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat werden die Möglichkeit der Sachkapital-
erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts aus dem genehmigten 
Kapital nur dann nutzen, wenn der Wert der neuen Aktien und der Wert 
der Gegenleistung (Unternehmen, Unternehmensteil oder Unterneh-

mensbeteiligung sowie ggf. Forderungen) in einem angemessenen 
Verhältnis stehen. Wirtschaftliche Einbußen für die vom Bezugsrecht 
ausgeschlossenen Aktionäre werden dadurch vermieden. Diese Aktio-
näre haben die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Zukäufe an 
der Börse zu im Wesentlichen gleichen Preisen aufrecht zu erhalten.  

c) Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss zugunsten der Inhaber 
von Wandlungs- oder Optionsrechten dient dem Zweck, den Options- 
bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den üblichen Verwässe-
rungsschutzklauseln der Options- bzw. Wandlungsbedingungen zu 
ermäßigen oder eine bare Zuzahlung an die Inhaber solcher Rechte 
leisten zu müssen. Verwässerungsschutzklauseln sind zur erleichterten 
Platzierung am Kapitalmarkt erforderlich und schützen die Inhaber 
bzw. Gläubiger der Schuldverschreibungen vor Verwässerungen 
durch nachfolgende Aktienemissionen. Statt des Ausgleichs durch 
Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises oder Leistung einer 
baren Zuzahlung soll alternativ auch den Inhabern bzw. Gläubigern 
der Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten zum 
Schutz vor Verwässerung ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt 
werden können, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wand-
lungsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde.  

d) Weiter wird die Gesellschaft bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen 
in einer Höhe bis zu maximal insgesamt 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft zum Ausschluss des Bezugsrechts ermächtigt, wobei der 
Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-
notierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreiten 
darf. Als Börsenpreis gilt dabei auch der Preis von ADS, multipliziert 
mit der Anzahl der ADSs, die eine Aktie repräsentieren. Ist die Aktie 
der Gesellschaft im Regulierten Markt der Frankfurter Wertpapier-
börse notiert und sind gleichzeitig ADS der Gesellschaft an der New 
Yorker Börse (New York Stock Exchange) oder an der Wertpapierbörse 
NASDAQ notiert, so wählt die Gesellschaft, welcher dieser Börsen-
preise maßgeblich sein soll. Diese Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt dem Vorstand die 
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Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Maßgeblich 
für die Berechnung der 10 %-Grenze ist das Grundkapital sowohl zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch zum Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung; keine dieser Grenzen darf überschritten werden. 
Auf die Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals wird die Gesellschaft 
(i) diejenigen Aktien anrechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- 
oder Optionsrechten ausgegeben werden oder auszugeben sind, 
sofern und soweit die Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, 
aus denen sich diese Rechte ergeben, während der Laufzeit der 
Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, sowie 
(ii) diejenigen Aktien, die während der Laufzeit des Genehmigten 
Kapitals 2023 aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener 
Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. Der Gesellschaft 
wird es durch diese Ermächtigung ermöglicht, kurzfristig günstige 
Börsensituationen auszunutzen und ihre Eigenkapitalbasis zu stärken. 
 
Dadurch, dass der Ausgabebetrag der Aktie den Börsenkurs jeweils 
nicht wesentlich unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an 
einem wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Da 
die neuen Aktien nahe am Börsenkurs platziert werden, kann jeder 
Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien am 
Markt zu annähernd gleichen Bedingungen erwerben, wie sie die 
Emission vorsieht. Der Vorstand wird den Ausgabebetrag so nahe 
an dem dann aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berück-
sichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und 
sich um eine marktschonende Platzierung der neuen Aktien bemühen. 

e) Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht zu dem Zweck aus-
zuschließen, die Aktie der Gesellschaft, gegebenenfalls in Form 
von ADS, an einer ausländischen Wertpapierbörse einzuführen. 
Dabei sollen den beteiligten Emissionsbanken unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre auch die Aktien zur Verfügung 
gestellt werden können, die sie zur Abwicklung oder im Zusam-
menhang mit einer etwaigen Mehrzuteilungsoption benötigen.  

Die Einführung der Aktie der Gesellschaft, gegebenenfalls in Form von 
ADS, auch an Börsen im Ausland, namentlich etwa an der New Yorker 
Börse (NYSE) oder der Wertpapierbörse NASDAQ, kann aus vielfältigen 
Gründen im Interesse der Gesellschaft liegen. Insbesondere hervorzuhe-
ben ist der Umstand, dass etwa US-amerikanische Anleger (institutionelle 
und Privatanleger) Technologiewerten besonderes und möglicherweise 
größeres Interesse entgegenbringen als der europäische und der deut-
sche Markt. Aber auch davon abgesehen ist die Aufnahmefähigkeit des 
deutschen Marktes für junge Aktien begrenzt. Mit der Einführung der 
Aktie der Gesellschaft, gegebenenfalls in Form von ADS, etwa an der NYSE 
oder am NASDAQ, würde die Gesellschaft entscheidend ihre Möglichkeit 
verbessern, ihren Finanzierungsbedarf über weitere Kapitalmaßnahmen 
zu decken. Daneben würde die Gesellschaft mit einer solchermaßen 
erreichten Erweiterung des Aktionärskreises die Volatilität des Aktien-
kurses vermindern und ihre Attraktivität steigern, wiederum mit der Folge, 
dass sie bessere Möglichkeiten hätte, einen künftigen weiteren Kapital-
bedarf durch erneute Kapitalmaßnahmen zu decken. Weiter kann durch 
die Notierung der Aktie der Gesellschaft, gegebenenfalls in Form von 
ADS, an wenigstens einer größeren ausländischen Börse, der allgemeine 
Bekanntheitsgrad der Aktie der Gesellschaft im Ausland erweitert und 
dadurch Vorteile auch im operativen Geschäft erlangt werden. In Betracht 
kommen namentlich Vertriebsvorteile und die Fähigkeit zur Gewinnung 
weiterer hoch qualifizierter Mitarbeiter. Der US-amerikanische Markt 
gewinnt zudem immer mehr an zentraler Bedeutung für die Gesellschaft 
und die mit ihr verbundenen Unternehmen. Die Einführung der Aktie der 
Gesellschaft an der NYSE oder NASDAQ würde sich positiv auf die Wahr-
nehmung der Gesellschaft in den USA auswirken und wäre damit hilfreich 
für die Geschäftsentwicklung der Gesellschaft. 

Was den Umfang einer möglichen Platzierung – verbunden mit einem 
Bezugsrechtsausschluss – angeht, so soll die Gesellschaft in der Lage 
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sein, nach den Marktverhältnissen im Zeitpunkt einer solchen Börsen-
einführung etwa sich ergebende Möglichkeiten zur Erweiterung ihres 
Aktionärskreises und zur Beschaffung neuer Liquidität in so weitem 
Umfang zu nutzen, wie dies im Licht des Interesses der vorhandenen 
Aktionäre am Unterbleiben einer unangemessenen Verwässerung ihrer 
Beteiligungen vertretbar ist. 

Bei der Festsetzung eines den Markterwartungen gerecht werdenden 
Platzierungspreises benötigt der Vorstand einen gewissen Ermessens-
spielraum. Der Vorstand wird hierbei stets die Vermögensinteressen der 
bestehenden Aktionäre angemessen berücksichtigen. Insbesondere 
wird der Vorstand bei der Festsetzung des Platzierungspreises etwaige 
Abschläge auf den im Zusammenhang mit der Platzierung vorherrschen-
den Börsenkurs nur in einem solchen Umfang vornehmen, als er dies 
für eine erfolgreiche Platzierung an der ausländischen Wertpapierbörse 
für förderlich erachtet. Der Vorstand wird dabei zur Preisfestlegung ein 
marktnahes Preisfindungsverfahren zu Grunde legen, etwa im Rahmen 
eines Bookbuilding. 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss in allen Fällen in den umschriebenen Grenzen 
erforderlich und im Interesse der Gesellschaft geboten. Der Aufsichtsrat 
wird seine erforderliche Zustimmung zur Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts nur dann erteilen, wenn die 
beschriebenen sowie sämtliche gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind.
 
Berlin, im Mai 2023

Der Vorstand


	Schaltfläche 5: 
	Seite 1: 
	Seite 2: 
	Seite 3: 
	Seite 4: 

	Zurück 7: 
	Seite 1: 
	Seite 2: 
	Seite 3: 
	Seite 4: 



